
Resolution 16: Solidarität mit den Menschen in Gaza und Palästina 
– Schutz der Medienschaffenden, Frauen und Mädchen in 
Kriegsgebieten 

Wir verurteilen den Völkermord an den Palästinenser:innen und zeigen uns tief besorgt über 
das unermessliche Leid der Zivilbevölkerung in Gaza und Palästina. Seit Beginn des 
Genozids wurden zehntausende Menschen, darunter eine grosse Zahl von Frauen und 
Kindern, getötet und ein Vielfaches davon verletzt. Lebenswichtige Infrastrukturen wie etwa 
Spitäler, Schulen, Wohngebäude und Medienhäuser wurden durch das israelische Militär 
zerstört. Millionen Menschen sind auf der Flucht oder ohne Zugang zu Wasser, Strom und 
medizinischer Versorgung. Als Gewerkschafter:innen sind stehen wir in Solidarität mit allen 
Menschen, die unter Krieg, Besatzung, Vertreibung, Kolonialisierung und Unterdrückung 
leiden. Wir verurteilen alle Angriffe auf Zivilpersonen in Palästina und Israel, unabhängig von 
deren Herkunft oder Religion, sowie jede Form von Rassismus und Diskriminierung. 

Wir erinnern daran, dass der Schutz der Zivilbevölkerung und insbesondere der 
Medienschaffenden völkerrechtlich garantiert ist. Journalist:innen erfüllen eine zentrale 
Aufgabe, indem sie unter oft lebensgefährlichen Bedingungen über die Lage vor Ort 
berichten und so den Zugang zu verlässlichen Informationen sichern. Seit Ausbruch der 
Gewalt hat Israel Hunderte von Medienschaffenden in Gaza getötet oder verletzt, viele 
weitere wurden in ihrer Arbeit eingeschränkt oder eingeschüchtert. Diese systematische 
Gefährdung der Pressefreiheit ist ein Angriff auf das Grundrecht und damit auf die 
Demokratie selbst. Unabhängige Information ist eine Voraussetzung für öffentliche Debatten, 
politische Verantwortung und letztlich für Frieden. Als Vertreter:innen der Gewerkschaft für 
Medienschaffende tragen wir mit unserer Dachorganisation Internationale Journalist:innen-
Föderation IFJ eine besondere Verantwortung, diese Rechte zu verteidigen und die 
internationale Solidarität zwischen Journalist:innen zu stärken. 

Frauen und Mädchen in Kriegsgebieten sind in besonderem Masse von Gewalt, Vertreibung 
und Armut betroffen. Mit dem Genozid in Gaza wurden zehntausende Frauen und Kinder 
getötet, unzählige sind verletzt, traumatisiert oder ohne jede Lebensgrundlage. Viele Frauen 
sind gezwungen, unter Lebensgefahr für ihre Familien zu sorgen, während sie selbst von 
Hunger, Zwangsumsiedlung und fehlender medizinischer Versorgung betroffen sind. Die 
Schrecken, die palästinensische Mütter weiterhin erdulden müssen, sind unvorstellbar: Mit 
anzusehen, wie ihre Kinder langsam verhungern, getötet, verstümmelt und lebendig 
begraben werden. Das psychologische Trauma, unter dem sie und alle Palästinenser in 
Gaza leiden, ist unermesslich. Der durch die israelische Kriegsführung verursachte Schaden 
an Personen, der von westlichen Regierungen ignoriert und sogar unterstützt wurde, wird 
durch die Bereitstellung der Infrastruktur von westlichen Big-Tech-Unternehmen verstärkt. 
Wir fordern daher die konsequente Umsetzung der UN-Resolution 1325 „Frauen, Frieden 
und Sicherheit“. Diese verpflichtet Staaten, Frauen in allen Phasen von Friedensprozessen 
einzubeziehen und geschlechtsspezifische Gewalt in Konflikten zu bekämpfen. Die Schweiz 
hat diese Resolution ratifiziert und trägt daher eine besondere Verantwortung, ihre Prinzipien 
auch in ihrer Aussen- und Friedenspolitik umzusetzen – insbesondere im Hinblick auf die 
Situation in Gaza und Palästina. 

Wir fordern: 

• Einen sofortigen und dauerhaften Waffenstillstand in Gaza und Palästina, ein Ende 
der Kolonialisierung, sowie die Einstellung aller militärischen Angriffe auf 
Zivilpersonen, die sofortige Beendigung von geschlechtsspezifischer und 
sexualisierter Gewalt und die konsequente Einhaltung des humanitären Völkerrechts 
durch alle Parteien. Als Vertragsstaat der UN-Konvention über die Verhütung und 



Bestrafung des Völkermordes (1948) muss die Schweiz ihren Präventionspflichten 
zur Verhinderung von Völkermord in Gaza nachkommen.  

• Den ungehinderten Zugang humanitärer Hilfe und die Wiederaufnahme der UNRWA-
Finanzierung, damit lebenswichtige Unterstützung wieder gewährleistet ist, sowie 
eine klare öffentliche Positionierung der Schweiz gegen alle Verletzungen der 
Menschenrechte und für die Wahrung der Menschenwürde in der Region. 

• Schutz, Sicherheit, Zugang zu medizinischer und hygienischer Infrastruktur für ein 
Leben in Würde der vertriebenen Frauen 

• Die sofortige Aussetzung des Freihandelsabkommens zwischen der Schweiz und 
Israel, bis das Völkerrecht eingehalten wird. 

• Die sofortige Einstellung jeglicher militärischen Zusammenarbeit mit Israel inklusive 
der Einstellung aller Exporte und Importe von Kriegsmaterial und Gütern mit 
doppeltem Verwendungszweck (dual use). 

•  Aktive diplomatische Initiativen der Schweiz zur Förderung eines gerechten und 
dauerhaften Dekolonialisierungsprozesses unter beiderseitigem Respekt und unter 
Einbezug der Zivilgesellschaft, besonders von Frauen und Kindern und unter 
Einhaltung der Prinzipien von Neutralität, Humanität und internationaler Solidarität. 

• Schutz der Medienschaffenden und Pressefreiheit in allen Konfliktgebieten: Die 
Schweiz soll die israelischen Angriffe auf Journalist:innen öffentlich verurteilen, 
internationale Untersuchungen unterstützen und Programme fördern, die 
Medienschaffenden in Kriegsgebieten konkret helfen. 

• Dass Technologieunternehmen wie Google transparent sind und sich öffentlich zu 
ethischen Grundsätzen verpflichten, die sicherstellen, dass ihre Produkte und 
Dienstleistungen nicht zur Unterstützung von Unterdrückung oder Gewalt 
missbraucht werden können. Die Mitarbeitenden bei solchen Unternehmen sollten 
zudem darüber informiert werden, wofür der Code verwendet wird, den sie 
entwickeln. 

•  Die Schweiz muss sich in Übereinstimmung mit dem Völkerrecht für die Freilassung 
aller willkürlich inhaftierten Gefangenen in Israel einsetzen. 

• Ein entschiedenes Engagement gegen Faschismus, Sexismus und Rassismus – 
sowohl in der Schweiz als auch international – als Teil eines umfassenden Eintretens 
für Frieden, Gerechtigkeit und Menschenrechte. 

Die Schweiz steht aufgrund ihrer Neutralität und humanitären Tradition in einer besonderen 
Pflicht, sich für den Schutz der Menschenrechte, für humanitären Zugang und für die 
Einhaltung des Völkerrechts einzusetzen. Wir bekräftigen unsere Solidarität mit allen Opfern 
des Völkermordes und insbesondere mit unseren Kolleg:innen der Medien sowie den Frauen 
und Mädchen, die in Kriegsgebieten unter den schlimmsten Bedingungen leben müssen. Die 
Gewerkschaften verstehen ihren Einsatz für Frieden, soziale Gerechtigkeit und 
Pressefreiheit als Teil ihres internationalen Selbstverständnisses. Wir rufen alle 
Gewerkschaften, Organisationen und staatlichen Institutionen dazu auf, sich gemeinsam für 
ein Ende der Gewalt, für Schutz, Würde und Frieden einzusetzen.  

 

 



Résolution 16 : Solidarité avec les populations de Gaza et de 
Palestine – Protection des journalistes, des femmes et des filles 
dans les zones de conflit 
Nous condamnons le génocide des Palestiniens et sommes profondément préoccupés par 
les souffrances incommensurables endurées par la population civile à Gaza et en Palestine. 
Depuis le début du génocide, des dizaines de milliers de personnes, dont un grand nombre 
de femmes et d'enfants, ont été tuées et beaucoup plus encore blessées. Des infrastructures 
vitales telles que des hôpitaux, des écoles, des immeubles d'habitation et des médias ont été 
détruites par l'armée israélienne. Des millions de personnes sont en fuite ou n'ont pas accès 
à l'eau, à l'électricité et aux soins médicaux. En tant que syndicalistes, nous sommes 
solidaires de toutes les personnes qui souffrent de la guerre, de l'occupation, de l'expulsion, 
de la colonisation et de l'oppression. Nous condamnons toutes les attaques contre des civils 
en Palestine et en Israël, quelle que soit leur origine ou leur religion, ainsi que toute forme de 
racisme et de discrimination. 

Nous rappelons que la protection de la population civile, et en particulier des professionnels 
des médias, est garantie par le droit international. Les journalistes remplissent une mission 
essentielle en rendant compte de la situation sur place dans des conditions souvent 
dangereuses, garantissant ainsi l'accès à des informations fiables. Depuis le début des 
violences, Israël a tué ou blessé des centaines de professionnels des médias à Gaza, et 
beaucoup d'autres ont été limités dans leur travail ou intimidés. Cette atteinte systématique à 
la liberté de la presse constitue une violation des droits fondamentaux et, par conséquent, de 
la démocratie elle-même. L'indépendance de l'information est une condition préalable au 
débat public, à la responsabilité politique et, en fin de compte, à la paix. En tant que 
représentants du syndicat des professionnels des médias, nous avons, avec notre 
organisation faîtière, la Fédération internationale des journalistes (FIJ), la responsabilité 
particulière de défendre ces droits et de renforcer la solidarité internationale entre les 
journalistes. 

Les femmes et les filles dans les zones de guerre sont particulièrement touchées par la 
violence, les déplacements forcés et la pauvreté. Le génocide à Gaza a causé la mort de 
dizaines de milliers de femmes et d'enfants, et d'innombrables autres ont été blessés, 
traumatisés ou privés de tout moyen de subsistance. De nombreuses femmes sont 
contraintes de subvenir aux besoins de leur famille au péril de leur vie, alors qu'elles-mêmes 
sont touchées par la faim, les déplacements forcés et le manque de soins médicaux. Les 
horreurs que les mères palestiniennes continuent de subir sont inimaginables : voir leurs 
enfants mourir lentement de faim, être tués, mutilés et enterrés vivants. Le traumatisme 
psychologique dont elles souffrent, comme tous les Palestiniens de Gaza, est 
incommensurable. Les dommages causés aux personnes par la guerre menée par Israël, 
ignorés voire soutenus par les gouvernements occidentaux, sont aggravés par la mise à 
disposition d'infrastructures par les grandes entreprises technologiques occidentales. 

Nous demandons donc la mise en œuvre cohérente de la résolution 1325 des Nations unies 
« Femmes, paix et sécurité ». Celle-ci oblige les États à impliquer les femmes dans toutes 
les phases des processus de paix et à lutter contre la violence sexiste dans les conflits. La 
Suisse a ratifié cette résolution et a donc une responsabilité particulière dans la mise en 
œuvre de ses principes dans sa politique étrangère et de paix, notamment en ce qui 
concerne la situation à Gaza et en Palestine. 

Nous exigeons : 

• Un cessez-le-feu immédiat et durable à Gaza et en Palestine, la fin de la colonisation, 
l'arrêt de toutes les attaques militaires contre des civils, la fin immédiate des 



violences sexistes et sexuelles et le respect systématique du droit international 
humanitaire par toutes les parties. En tant qu'État partie à la Convention des Nations 
unies pour la prévention et la répression du crime de génocide (1948), la Suisse doit 
remplir ses obligations en matière de prévention du génocide à Gaza. 

• L'accès sans entrave à l'aide humanitaire et la reprise du financement de l'UNRWA 
afin que l'aide vitale soit à nouveau garantie, ainsi qu'une prise de position publique 
claire de la Suisse contre toutes les violations des droits humains et pour le respect 
de la dignité humaine dans la région. 

• Protection, sécurité, accès aux infrastructures médicales et sanitaires pour une vie 
digne des femmes déplacées. 

• Suspension immédiate de l'accord de libre-échange entre la Suisse et Israël jusqu'à 
ce que le droit international soit respecté. 

• Cessation immédiate de toute coopération militaire avec Israël, y compris l'arrêt de 
toutes les exportations et importations de matériel de guerre et de biens à double 
usage (dual use). 

• Initiatives diplomatiques actives de la Suisse pour promouvoir un processus de 
décolonisation juste et durable, dans le respect mutuel et avec la participation de la 
société civile, en particulier des femmes et des enfants, et dans le respect des 
principes de neutralité, d'humanité et de solidarité internationale. 

• Protection des professionnels des médias et de la liberté de la presse dans toutes les 
zones de conflit : La Suisse doit condamner publiquement les attaques israéliennes 
contre les journalistes, soutenir les enquêtes internationales et promouvoir des 
programmes qui aident concrètement les professionnels des médias dans les zones 
de guerre. 

• Que les entreprises technologiques telles que Google soient transparentes et 
s'engagent publiquement à respecter des principes éthiques garantissant que leurs 
produits et services ne peuvent être utilisés à des fins d'oppression ou de violence. 
Les employés de ces entreprises devraient également être informés de l'utilisation qui 
sera faite du code qu'ils développent. 

• La Suisse doit œuvrer, conformément au droit international, pour la libération de 
toutes les personnes détenues arbitrairement en Israël. 

• Un engagement résolu contre le fascisme, le sexisme et le racisme, tant en Suisse 
qu'à l'échelle internationale, dans le cadre d'une défense globale de la paix, de la 
justice et des droits humains. 

En raison de sa neutralité et de sa tradition humanitaire, la Suisse a le devoir particulier de 
s'engager en faveur de la protection des droits humains, de l'accès humanitaire et du respect 
du droit international. Nous réaffirmons notre solidarité avec toutes les victimes du génocide, 
en particulier avec nos collègues des médias et les femmes et les filles qui doivent vivre 
dans les pires conditions dans les zones de guerre. Les syndicats considèrent leur 
engagement en faveur de la paix, de la justice sociale et de la liberté de la presse comme 
faisant partie intégrante de leur identité internationale. Nous appelons tous les syndicats, 
organisations et institutions gouvernementales à s'unir pour mettre fin à la violence et œuvrer 
en faveur de la protection, de la dignité et de la paix. (Traduit avec DeepL).  

  



Risoluzione 16: Solidarietà con il popolo di Gaza e della Palestina - 
protezione degli operatori dei media, delle donne e delle ragazze 
nelle zone di guerra 

Condanniamo il genocidio dei palestinesi ed esprimiamo profonda preoccupazione per le 
incommensurabili sofferenze della popolazione civile a Gaza e in Palestina. Dall'inizio del 
genocidio, decine di migliaia di persone, tra cui un gran numero di donne e bambini, sono 
state uccise e molte altre sono rimaste ferite. Infrastrutture vitali come ospedali, scuole, 
edifici residenziali e sedi dei media sono state distrutte dall'esercito israeliano. Milioni di 
persone sono in fuga o senza accesso all'acqua, all'elettricità e alle cure mediche. Come 
sindacalisti, siamo solidali con tutte le persone che soffrono a causa della guerra, 
dell'occupazione, dell'espulsione, della colonizzazione e dell'oppressione. Condanniamo tutti 
gli attacchi contro i civili in Palestina e Israele, indipendentemente dalla loro origine o 
religione, nonché ogni forma di razzismo e discriminazione. 

Ricordiamo che la protezione della popolazione civile, e in particolare dei giornalisti, è 
garantita dal diritto internazionale. I giornalisti svolgono un compito fondamentale, riportando 
la situazione sul posto in condizioni spesso pericolose per la loro vita e garantendo così 
l'accesso a informazioni affidabili. Dall'inizio delle violenze, Israele ha ucciso o ferito 
centinaia di giornalisti a Gaza, mentre molti altri sono stati ostacolati o intimiditi nel loro 
lavoro. Questa sistematica minaccia alla libertà di stampa è un attacco al diritto 
fondamentale e quindi alla democrazia stessa. L'informazione indipendente è un 
presupposto indispensabile per il dibattito pubblico, la responsabilità politica e, in ultima 
analisi, la pace. In qualità di rappresentanti del sindacato dei giornalisti, insieme alla nostra 
organizzazione ombrello, la Federazione Internazionale dei Giornalisti (IFJ), abbiamo la 
responsabilità particolare di difendere questi diritti e rafforzare la solidarietà internazionale tra 
i giornalisti. 

Le donne e le ragazze nelle zone di guerra sono particolarmente colpite dalla violenza, dagli 
sfollamenti e dalla povertà. Con il genocidio a Gaza, decine di migliaia di donne e bambini 
sono stati uccisi, innumerevoli sono feriti, traumatizzati o privi di qualsiasi mezzo di 
sussistenza. Molte donne sono costrette a provvedere alle loro famiglie a rischio della 
propria vita, mentre loro stesse sono colpite dalla fame, dagli sfollamenti forzati e dalla 
mancanza di assistenza medica. Gli orrori che le madri palestinesi continuano a subire sono 
inimmaginabili: vedere i propri figli morire lentamente di fame, essere uccisi, mutilati e sepolti 
vivi. Il trauma psicologico di cui soffrono loro e tutti i palestinesi a Gaza è incommensurabile. 
Il danno causato dalla guerra israeliana alle persone, ignorato e persino sostenuto dai 
governi occidentali, è aggravato dalla fornitura di infrastrutture da parte delle grandi aziende 
tecnologiche occidentali. 

Chiediamo quindi l'attuazione coerente della risoluzione 1325 delle Nazioni Unite “Donne, 
pace e sicurezza”. Questa risolve gli Stati a coinvolgere le donne in tutte le fasi dei processi 
di pace e a combattere la violenza di genere nei conflitti. La Svizzera ha ratificato questa 
risoluzione e ha quindi una responsabilità particolare nell'attuare i suoi principi anche nella 
sua politica estera e di pace, in particolare per quanto riguarda la situazione a Gaza e in 
Palestina. 

Chiediamo: 

• un cessate il fuoco immediato e duraturo a Gaza e in Palestina, la fine della 
colonizzazione, la cessazione di tutti gli attacchi militari contro i civili, la fine 
immediata della violenza di genere e sessuale e il rispetto rigoroso del diritto 
internazionale umanitario da parte di tutte le parti. In qualità di Stato firmatario della 
Convenzione delle Nazioni Unite sulla prevenzione e la punizione del genocidio 



(1948), la Svizzera deve adempiere ai propri obblighi di prevenzione per impedire il 
genocidio a Gaza. 

• L'accesso senza ostacoli agli aiuti umanitari e la ripresa dei finanziamenti all'UNRWA, 
affinché sia nuovamente garantito il sostegno vitale, nonché una chiara presa di 
posizione pubblica della Svizzera contro tutte le violazioni dei diritti umani e a favore 
della tutela della dignità umana nella regione. 

• Protezione, sicurezza, accesso alle infrastrutture mediche e igieniche per una vita 
dignitosa delle donne sfollate. 

• Sospensione immediata dell'accordo di libero scambio tra la Svizzera e Israele fino al 
rispetto del diritto internazionale. 

• Cessazione immediata di qualsiasi cooperazione militare con Israele, compresa la 
cessazione di tutte le esportazioni e importazioni di materiale bellico e di beni a 
duplice uso (dual use). 

• Iniziative diplomatiche attive da parte della Svizzera per promuovere un processo di 
decolonizzazione equo e duraturo nel rispetto reciproco e con il coinvolgimento della 
società civile, in particolare delle donne e dei bambini, nel rispetto dei principi di 
neutralità, umanità e solidarietà internazionale. 

• Protezione dei giornalisti e della libertà di stampa in tutte le zone di conflitto: La 
Svizzera deve condannare pubblicamente gli attacchi israeliani contro i giornalisti, 
sostenere le indagini internazionali e promuovere programmi che aiutino 
concretamente i giornalisti nelle zone di guerra. 

• Che le aziende tecnologiche come Google siano trasparenti e si impegnino 
pubblicamente a rispettare principi etici che garantiscano che i loro prodotti e servizi 
non possano essere utilizzati per sostenere l'oppressione o la violenza. I dipendenti 
di tali aziende dovrebbero inoltre essere informati sull'uso che verrà fatto del codice 
che sviluppano. 

• La Svizzera deve impegnarsi, in conformità con il diritto internazionale, per il rilascio 
di tutti i prigionieri detenuti arbitrariamente in Israele. 

• Un impegno deciso contro il fascismo, il sessismo e il razzismo, sia in Svizzera che a 
livello internazionale, come parte di una difesa globale della pace, della giustizia e dei 
diritti umani. 

Grazie alla sua neutralità e alla sua tradizione umanitaria, la Svizzera ha il dovere particolare 
di impegnarsi a favore della protezione dei diritti umani, dell'accesso umanitario e del rispetto 
del diritto internazionale. Ribadiamo la nostra solidarietà a tutte le vittime del genocidio e in 
particolare ai nostri colleghi dei media e alle donne e ragazze che devono vivere nelle zone 
di guerra nelle condizioni più difficili. I sindacati considerano il loro impegno per la pace, la 
giustizia sociale e la libertà di stampa come parte integrante della loro identità internazionale. 
Chiediamo a tutti i sindacati, alle organizzazioni e alle istituzioni statali di unirsi per porre fine 
alla violenza e garantire protezione, dignità e pace. (tradotto con DeepL).  

 

 

 

 



Resolution 16: Solidarity with the people of Gaza and Palestine – 
protection of media workers, women and girls in war zones 

We condemn the genocide of the Palestinian people and express our deep concern about 
the immeasurable suffering of the civilian population in Gaza and Palestine. Since the 
beginning of the genocide, tens of thousands of people, including a large number of women 
and children, have been killed and many more injured. Vital infrastructure such as hospitals, 
schools, residential buildings and media outlets have been destroyed by the Israeli military. 
Millions of people are fleeing or without access to water, electricity and medical care. As 
trade unionists, we stand in solidarity with all people suffering from war, occupation, 
displacement, colonisation and oppression. We condemn all attacks on civilians in Palestine 
and Israel, regardless of their origin or religion, as well as all forms of racism and 
discrimination. 

We remind everyone that the protection of civilians, and media workers in particular, is 
guaranteed under international law. Journalists fulfil a vital role by reporting on the situation 
on the ground, often under life-threatening conditions, thus ensuring access to reliable 
information. Since the outbreak of violence, Israel has killed or injured hundreds of media 
workers in Gaza, and many more have been restricted or intimidated in their work. This 
systematic threat to press freedom is an attack on fundamental rights and thus on 
democracy itself. Independent information is a prerequisite for public debate, political 
accountability and, ultimately, peace. As representatives of the media workers' union, we and 
our umbrella organisation, the International Federation of Journalists (IFJ), have a special 
responsibility to defend these rights and strengthen international solidarity among journalists. 

Women and girls in war zones are particularly affected by violence, displacement and 
poverty. The genocide in Gaza has killed tens of thousands of women and children, leaving 
countless others injured, traumatised or without any means of subsistence. Many women are 
forced to care for their families at the risk of their own lives, while they themselves are 
affected by hunger, forced displacement and lack of medical care. The horrors that 
Palestinian mothers continue to endure are unimaginable: watching their children slowly 
starve, be killed, mutilated and buried alive. The psychological trauma they and all 
Palestinians in Gaza suffer is immeasurable. The damage caused to persons by Israeli 
warfare, which has been ignored and even supported by Western governments, is 
exacerbated by the provision of infrastructure by Western big tech companies. 

We therefore call for the consistent implementation of UN Resolution 1325 ‘Women, Peace 
and Security’. This obliges states to involve women in all phases of peace processes and to 
combat gender-based violence in conflicts. Switzerland has ratified this resolution and 
therefore has a special responsibility to implement its principles in its foreign and peace 
policy – especially with regard to the situation in Gaza and Palestine. 

We demand: 

• An immediate and permanent ceasefire in Gaza and Palestine, an end to 
colonisation, the cessation of all military attacks on civilians, the immediate end to 
gender-based and sexualised violence, and consistent compliance with international 
humanitarian law by all parties. As a signatory to the UN Convention on the 
Prevention and Punishment of Genocide (1948), Switzerland must fulfil its obligations 
to prevent genocide in Gaza. 

• Unimpeded access to humanitarian aid and the resumption of UNRWA funding to 
ensure that vital support is restored, as well as a clear public stance by Switzerland 



against all human rights violations and in favour of preserving human dignity in the 
region. 

• Protection, security, access to medical and sanitary infrastructure for a life of dignity 
for displaced women. 

• The immediate suspension of the free trade agreement between Switzerland and 
Israel until international law is complied with. 

• The immediate cessation of all military cooperation with Israel, including the cessation 
of all exports and imports of war material and dual-use goods. 

• Active diplomatic initiatives by Switzerland to promote a just and lasting 
decolonisation process based on mutual respect and involving civil society, especially 
women and children, and in accordance with the principles of neutrality, humanity and 
international solidarity. 

• Protection of media professionals and freedom of the press in all conflict areas: 
Switzerland should publicly condemn Israeli attacks on journalists, support 
international investigations and promote programmes that provide concrete 
assistance to media professionals in war zones. 

• Technology companies such as Google should be transparent and publicly commit to 
ethical principles that ensure their products and services cannot be misused to 
support oppression or violence. Employees at such companies should also be 
informed about how the code they develop is being used. 

• Switzerland must work in accordance with international law to secure the release of 
all arbitrarily detained prisoners in Israel. 

• A firm commitment to fighting fascism, sexism and racism – both in Switzerland and 
internationally – as part of a comprehensive commitment to peace, justice and human 
rights. 

Due to its neutrality and humanitarian tradition, Switzerland has a special duty to promote the 
protection of human rights, humanitarian access and compliance with international law. We 
reaffirm our solidarity with all victims of genocide, especially our colleagues in the media and 
the women and girls who have to live in the worst conditions in war zones. Trade unions see 
their commitment to peace, social justice and freedom of the press as part of their 
international identity. We call on all trade unions, organisations and state institutions to work 
together to end violence and promote protection, dignity and peace. (Translated with 
DeepL).  

 

  

 


